


nen, Zeugen, Hinweisgebern, Opfern und ver-
missten Personen.

Des weiteren gibt es Verbunddateien auf über- 
staatlicher Ebene, wie die Europol-Datenbank, 
das Schengen-Informationss stem (http://ck.is/sis) 
und die Fingerabdruckdatei EuroDAC.

Problematisch sind in solchen Datenbanken 
stets Freitextfelder, die beliebig interpretiert wer-
den können. So enthält die BKA -Datei Begriffe 
wie "Prostitution", "Landstreicher", "Rocker"  
(http://ck.is/landstreicher).

Problematisch sind auch sogenannte „grenz-
nahe Kontrollen“ oft in der Nähe von Bahnhö-
fen, wo die Bundespolizei scheinbar nach Haut-
farbe Kontrollen durchführt. Jede Form von 
Racial Pro filing würde aber gegen die Grund-
rechte verstoßen.

Wie lange wird gespeichert? 
Wann wird gelöscht?

Die Speicherdauer beträgt
● für Erwachsene 10 Jahre,
● für Jugendliche  5 Jahre,
● für Kinder  2 Jahre,

beginnend jeweils vom Datum des Speicher-
grun des. Nach BDSG sind personenbezogene 
Daten zu löschen, wenn ihre Speicherung unzu-
lässig ist oder ihre Kenntnis für die Aufgabener-
füllung nicht mehr erforderlich ist. Wird also z.B. 
eine zur Fahndung ausgeschriebene Person 
festgenom men, so entfällt der Speichergrund 
und der Ein trag muss gelöscht werden.

Warum dann z.B. ein Anmelder einer Versamm -
lung in Berlin über 3 Jahre gespeichert wird, er -
schließt sich da nicht.

Welche Rechte hat ein/e Betroffene/r?

Grundsätzlich besteht das Recht auf (ko stenlo-
se) Auskunft durch die Polizei über die
● zur Person gespeicherten Daten, auch auf 

die Herkunft dieser Daten,
● Empfänger, an die die Daten weitergegeben 

wer den oder wurden und
● den Zweck der Speicherung. 

 

Was darf die Polizei?

Wenn wir mal in Kontakt mit der 
Polizei kommen, sei es als Auto-
fahrer bei einer „Mausefal le“ oder 
bei der Passkontrolle beim Flug in 
den Urlaub kommt schon mal der 
Gedanke auf „was wird hier eigent-
l ich mit meinem Ausweis oder Pass 
gemacht?“ - „Welche Daten werden 
von mir wo gespei chert?“ - „Welche 
Rechte habe ich dabei?“

Welche Systeme und Dateien 
betreibt die Polizei?

INPOL- Das Informationssystem der 
Polizeien des Bundes und der Länder 
ist das hauptsächliche aber bei weitem nicht 
einzige Daten banksystem. So unterhält allein 
die Polizei in Niedersachsen über 20 verschie-
dene Datenbanken. 

Die Polizeien von Bund und den Ländern unter-
halten beim Bundes kriminalamt (BKA) gemein-
sam das Polizeiliche Informationssystem 
INPOL, in das die ange schlossenen Polizeibe-
hörden personenbezogene und sonstige Daten 
eingeben und abrufen können.

INPOL wird von der Polizei benutzt zur
● Fahndung nach Personen und Sachen,
● Identifizierung von Personen,
● Gefahrenabwehr, z.B. gegen Fußball-

Hooligans,
● Straftatenaufklärung, z.B. durch Abgleich 

von Spurenmaterial,
● vorbeugenden Verbrechensbekämpfung,
● internationalen Amts- und Rechtshilfe in 

Strafsachen sowie
● generell bei der polizeilichen Recherche. 

In INPOL werden gespeichert der Kriminalak-
ten nachweis, die Personen-, die Sachfahndung, 
die Haftdatei und die DNA-Analyse-Datei.

Bei der Speicherung wird unterschieden nach 
Daten über Straftäter, Beschuldigte, Verdächti-
ge, aber auch von Kontakt- und Begleitperso-

  

Außerdem muss sich ein Polizist im Einsatz 
durch seinen Dienstausweis oder die Dienst-
num mer ausweisen.

Sobald jedoch „die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung oder das Wohl des Bundes oder eines 
Landes gefährdet“ ist, wird niemand eine Aus -
kunft bekommen. In solchen Fällen kann nur ei-
ne Beschwerde beim Bundesdatenschutzbeauf- 
tragten weiterhelfen.

Die Grauzone

Fast Null sind die 
Chancen für ein 
Aus kunftsver lan -
gen, wenn man 
ver mutet, in den 
Daten banken der 
Geheim dienste 
gespeichert zu 
sein. Hier besteht 
ein Anspruch nur, wenn der Ermittlungsgrund 
erledigt und keine „Hinweisge ber“ gefährdet 
werden können.
Durch das  „Gemeinsame Terror Abwehr Zen -
trum“ (GTAZ), in dem Polizeien und Geheim- 
dienste zusammenarbeiten und Datenbestände 
abgleichen, stehen solche Daten evtl. wider-
recht lich auch der Polizei zur Verfügung.
Nach dem Polizeibrief der Alliierten von 1949 ist 
aus den historischen Erfahrungen im 3. Reich 
eine Zusammenarbeit von Polizei und Geheim -
dienst in Deutschland nicht erlaubt.

Mehr Infos unter http://ck.is/polizei 
Bildnachweis bei wikipedia.org: 1. Mattes, 2. Reinhod Eder, 
3. Karsten Knuth, Titelbild  S400Hybrid

Haben Sie weitere Fragen?
Schreiben Sie uns kontakt@aktion-fsa.de 

Engagieren Sie sich für Ihre Bürgerrechte!!
Bürgerrechtsarbeit kostet Geld 

Spenden Sie

http://ck.is/sis
http://ck.is/landstreicher
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